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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Steuerlichen Querverbund erhalten,  
kommunale Daseinsvorsorge sichern! 

Aktuell prüft der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) nach einem Vor-
lagebeschluss des Bundesfinanz-
hofs (BFH) die Zulässigkeit des 
sog. steuerlichen Querverbundes. 
Dieser ist unverzichtbar, um für je-
dermann bezahlbare qualitative 
kommunale Angebote aufrecht 
halten zu können, zum Beispiel für 
den ÖPNV oder Schwimmbäder. 
 
Daher treten wir mit Nachdruck in 
und gegenüber der EU für die kom-
munale Daseinsvorsorge und de-
ren Absicherung im europäischen 
Recht ein! Bezahlbare kommunale 
Daseinsvorsorge ist wichtig für die 
Akzeptanz des Staates! 
 
Sollte die Finanzierung kommunaler 
Daseinsvorsorge im Verfahren vor 
dem EuGH als mit dem europäischen 
Recht unvereinbare Beihilfe gesehen 
werden, würde die Finanzierung von 
Kernbereichen der Daseinsvorsorge 
und die wirtschaftliche Existenz zahl-
reicher kommunaler Einrichtungen in-
frage gestellt.  
 
Verlierer dieser Entwicklung werden 
die Nutzer von Leistungen der Da-
seinsvorsorge sein, deren Erbringung 
regelmäßig nicht wirtschaftlich erfol-
gen kann wie beispielsweise Bäder o-
der der ÖPNV: Kinder, die am 
Schwimmunterricht teilnehmen wol-
len und dies nicht können, weil das 
örtliche Bad geschlossen werden 
muss oder Menschen im ländlichen 
Raum, die auf die Busverbindung in 
die nächste Stadt angewiesen sind.  

Nach Schätzung des DStGB geht es 
um ein Finanzierungsvolumen von 
mehreren Milliarden Euro. Die Kom-
munen verwenden im Rahmen beim 
steuerlichen Querverbund letztlich 
Gewinne ihrer kommunalen Töchter-
unternehmen für den kommunalen 
Haushalt und damit für das Gemein-
wesen. Dies ermöglicht erschwingli-
che Nutzungsentgelte für kommunale 
Einrichtungen.  
 
Der steuerliche Querverbund muss 
deshalb erhalten bleiben!  
 
Was passiert beim steuerlichen 
Querverbund? 
 
Das kommunale Leistungsspektrum 
ist gekennzeichnet durch Gewinn und 
Verlust bringende Aufgaben. Wäh-
rend kommunale Versorgungsbe-
triebe, wie die Stadtwerke, regelmä-
ßig Gewinne erwirtschaften, führt das 
Betreiben bestimmter Einrichtungen 
wie Bäder oder Verkehrsbetriebe ten-
denziell zu Verlusten. Der Querver-
bund ermöglicht, dass die Gewinne 
und Verluste aus kommunalen Betrie-
ben bzw. Beteiligungen steuerlich 
verrechnet werden können. 
 
Dazu wurde der Querverbund im Kör-
perschaftssteuergesetz (KStG) recht-
lich abgesichert. Dies war erforder-
lich, weil der Bundesfinanzhof die 
Verlustverrechnung als verdeckte 
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Gewinnausschüttung an einen 
kommunalen Gesellschafter wer-
tete. Das Gericht argumentierte, 
dass die Hinnahme von Dauerver-
lusten bei kommunalen Eigenge-
sellschaften im Interesse von Städ-
ten und Gemeinden erfolge. Durch 
die im Jahr 2009 geschaffene Re-
gelung in § 8 Abs. 7 KStG wurde 
diese Rechtsfolge für kommunale 
Eigengesellschaften im Fall von 
Dauerverlustgeschäften im Bereich 
bestimmter Aufgaben der kommu-
nalen Daseinsvorsorge ausge-
schlossen. Der BFH bezweifelt nun 
die europarechtliche Zulässigkeit 
der Regelung § 8 Abs. 7 KStG. 
Konkret geht es um die Frage, ob 
die verdeckte Gewinnausschüttung 
im Rahmen des Querverbundes 
eine rechtswidrige Beihilfe darstellt. 
Das Gericht argumentiert, dass die 
Regelung in § 8 Abs. 7 KStG den 
kommunalen Eigengesellschaften 
einen besonderen Vorteil dadurch 
verschafft, dass die Rechtsfolgen 
einer verdeckten Gewinnausschüt-
tung nicht eintreten: anders als bei 
den übrigen Steuerpflichtigen, die 
ebenfalls im Interesse ihrer Gesell-
schafter verlustreiche Tätigkeiten 
durchführen. 
 

Besteuerung der öffentlichen 
Hand sinnvoll regeln 

 
Beim Problem des steuerlichen 
Querverbundes wird deutlich, dass 
die öffentliche Hand sich selbst für 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
besteuert! ABER: Das Aufkommen 
aus dieser Besteuerung geht im 
Wesentlichen an Bund und Länder, 
wird jedoch ganz überwiegend von 

den Kommunen/Kommunalen Un-
ternehmen bezahlt! 
 
Daher sollte der Bund bei Umsatz-
steuern die Einsatzbarkeit sog. 
Refunds-Systeme prüfen, die zum 
Beispiel in Skandinavien seit Jah-
ren umgesetzt werden. Dort bezah-
len Kommunen Steuern bei öffentli-
chen Aufgabenerfüllungen. Erhal-
ten diese aber beim Finanzaus-
gleich überwiegend erstattet.  
 
Alternativ müssten die gemeindli-
chen Steueranteile signifikant an-
gehoben werden! Zum Beispiel und 
insbesondere bei der Umsatzsteuer 
liegt der Gemeindeanteil nur bei 2,2 
Prozent des Gesamtaufkommens 
Aber gerade auch die Umsatzbe-
steuerung der Gemeinden bei öf-
fentlichen Aufgabenerfüllung ist 
hoch und steigt an.  
 

Kommunale Daseinsvorsorge 
anerkennen und sichern 

 
Es ist offen, ob und wie der Europä-
ische Gerichtshof entscheiden wird. 
Lediglich durch eine Rücknahme 
der Klage vor dem BFH könnte eine 
Entscheidung noch vermieden wer-
den.  
 
Im Falle eines negativen Urteils-
spruchs drohen massive Steuerbe-
lastungen für die Kommunen bzw. 
deren Unternehmen. Auch für die 
Vergangenheit könnte es zu milliar-
denschweren kommunalen Steuer-
nachzahlungen kommen. Zusätzli-
che, klimagerechte ÖPNV-Linien, 
die wir zur Absicherung der Ver-
kehrswende in der Stadt und auf 

dem Land dringend benötigen wür-
den genauso infrage gestellt wer-
den wie das Schulschwimmen. 
 
Der Bund steht in der Pflicht, dies in 
der EU zu verhindern. Durch eine 
gesetzliche Reform des Körper-
schaftssteuergesetzes sollten zu-
dem die europarechtlichen Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden, 
kommunale Daseinsvorsorgeleis-
tungen so klar gesetzlich zu definie-
ren, dass öffentliche Zuwendungen 
für diese erst gar nicht als Beihilfen 
im Sinne des EU-Rechts eingeord-
net werden! (Fachliches Stichwort 
dazu: die vier Kriterien der Beihil-
fendefinition nach der sog. Altmark 
Trans-Rechtsprechung des EuGH 
für Daseinsvorsorgeleistungen).  
 
Alle Beteiligten sollten sich be-
wusst sein: Daseinsvorsorge ist 
kein Wirtschaftsgut und ihre Be-
deutung für die Gesellschaft 
sollte nicht verhandelbar sein. 
Deshalb müssen die Maßstäbe 
bei der Beurteilung der Zulässig-
keit von steuerrechtlichen Rege-
lungen, welche die Daseinsvor-
sorge absichern, andere sein als 
bei den übrigen Steuerpflichti-
gen. Denn diese dienen und nüt-
zen unverzichtbar dem Gemein-
wohl und der Absicherung 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse. 
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